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BUSSGELDVERFAHREN

Handy oder Haarbürste – das ist die Frage
|  Mitunter kommt es zu „interessanten“ Erklärungsversuchen, um sich einem Bußgeld zu 
entziehen. Das Amtsgericht (AG) Frankfurt a. M. hat entschieden: Es handelt sich um eine 
bloße Schutzbehauptung, wenn ein Verkehrsteilnehmer angibt, er habe statt eines Mobil­
telefons lediglich eine Bürste benutzt, um sich den Bart zu kämmen.  |

Der Betroffene war mit einem von ihm gelenkten Omnibus in eine Polizeikontrolle zur Feststel­
lung von „Handyverstößen“ geraten. Ein Beamter fertigte eine Fotosequenz an, auf der zu  
erkennen war, dass der Betroffene einen weißen Gegenstand mit der rechten Hand an sein 
rechtes Ohr hält. Im Verfahren trug der Betroffene Zweierlei vor: Zum einen habe er mit dem 
Fahrzeug bei dem vermeintlichen Bußgeldverstoß gestanden. Zum anderen würden die  
aufgenommenen Bilder lediglich zeigen, dass er seinen Bart mit einer weißen Bürste kämme. 
Es sei auch zu sehen, dass sich seine Hände gar nicht am Lenkrad befunden hätten.

Trotz seiner Einwände hat das AG gegen den Betroffenen wegen vorschriftswidrigen Benutzens 
eines Mobiltelefons eine Geldbuße in Höhe von 180 Euro festgesetzt. Die Benutzung einer  
weißen Haarbürste stelle eine bloße Schutzbehauptung dar. Die in der Hauptverhandlung in 
Augenschein genommene Bürste habe eine geschwungene, zu den Ecken hin abgerundete 
Form aufgewiesen, währenddessen auf den Bildern ein rechteckiger Gegenstand durch das  
bloße Anlegen eines Lineals zu erkennen gewesen sei. Des Weiteren zeige die Fotosequenz das 
benutzte Gerät immer an gleicher Stelle. Ein Kämmvorgang setze zwangsläufig eine Kammfüh­
rung nach unten und/oder zur Seite voraus, die den Bildern nicht zu entnehmen sei. Die Bild­
sequenz belege auch, dass sich der Bus bewegt habe. Der Einwand, das Fahrzeug könne nicht 
in Bewegung gewesen sein, weil sich keine Hand am Lenkrad befunden habe, gebe zwar u. U. 
Anlass zu einer allgemeinen Überprüfung der Fahreignung, rechtfertige aber indes nicht den 
gewünschten Rückschluss auf ein stehendes Fahrzeug. Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig.

QUELLE  |  AG Frankfurt a. M., Urteil vom 16.6.2020, 971 Owi 363 Js 72112/19, PM Nr. 1/2021

SCHADENERSATZ

Hundepfote verletzt – Physiotherapie zu erstatten
|  Das Landgericht (LG) München I hat nach dem Unfall zwischen einem Pkw und einem Hund 
auf dem Gelände eines Gewerbeparks den Pkw-Fahrer und dessen Kfz-Haftpflichtversiche­
rung verurteilt, Schadenersatz von rund 20.000 Euro zu zahlen.  |

Denn bei einem Unfall zwischen einem Pkw und einem knapp vier Monate alten, angeleinten 
Hund verwirkliche sich keine typische Tiergefahr. Ein Mitverschulden des Halters sei damit  
ausgeschlossen. Zudem sei eine Physiotherapie bei der Fraktur der linken Vorderpfote des noch 
im Wachstum befindlichen Hundes medizinisch notwendig gewesen, so das Gericht.

Was war geschehen? Bei dem o. g. Unfall wurde der Hund an seiner linken Vorderpfote verletzt. 
Das LG vernahm Zeugen zum Unfallhergang auf dem Privatgelände und hörte einen Gutachter 
zur Unfallbedingtheit der Verletzungen des Hundes und zur Angemessenheit der geltend  
gemachten Behandlungskosten an. Ein Angestellter des Besitzers des zum Unfallzeitpunkt 
knapp vier Monate alten Rhodesian Ridgeback Rüden, der auf dem Gelände als Wachhund  
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PARKPLATZ

Keine Unfallflucht mit Einkaufswagen
|  Wird auf dem Parkplatz eines Supermarkts ein Pkw durch einen wegrollenden Einkaufs­
wagen beschädigt, macht sich der Schädiger nicht wegen Unfallflucht strafbar, wenn er sich 
von der Unfallstelle entfernt, ohne Feststellungen zu ermöglichen. Das hat jetzt das Amts­
gericht (AG) Dortmund klargestellt.  |

Während der Schädiger auf dem Parkplatz eines Einkaufszentrums seine Einkäufe in den  
Kofferraum seines Pkw lud, rollte der von ihm genutzte Einkaufswagen gegen das Fahrzeug­
heck des gegenüber geparkten Pkw. An dessen Heckklappe entstand ein Sachschaden in Höhe 
von ca. 1.300 Euro. Obwohl der Schädiger den Unfall bemerkte und den Einkaufswagen vom 
beschädigten PKW zurückholte, entfernte er sich von der Unfallstelle, ohne die erforderlich 
gewordenen Feststellungen zu ermöglichen.

Das AG lehnte es jedoch ab, einen Strafbefehl zu erlassen. Es bestehe kein hinreichender  
Verdacht einer Straftat, insbesondere nicht auf ein sog. „Unerlaubtes Entfernen vom Unfallort“. 
Bei dem zugrunde liegenden Vorfall handelt es sich nämlich nicht um einen Unfall im Straßen­
verkehr im Sinne des Strafrechts.

Unter einem „Unfall im Straßenverkehr“ ist nach allgemeiner Ansicht ein plötzliches, unerwar­
tetes Ereignis im Verkehr zu verstehen, in dem sich ein verkehrstypisches Schadensrisiko  
realisiert und das einen nicht nur völlig belanglosen Personen- oder Sachschaden zur Folge 
hat. Allgemein anerkannt ist hierbei, dass für die Annahme eines Unfalls im Straßenverkehr 
„nicht jedwede ursächliche Verknüpfung des Schadensereignisses mit dem Verkehrsgeschehen“ 
ausreicht. Vielmehr ist ein straßenverkehrsspezifischer Gefahrzusammenhang zu verlangen. 
Es müssen sich also in dem Verkehrsunfall gerade die typischen Gefahren des Straßenverkehrs 
verwirklicht haben. An einem solchen straßenverkehrsspezifischen Gefahrzusammenhang fehlt 
es nach Auffassung des AG in „Einkaufswagen“-Fällen. Der Unfall ist nicht spezifisch Ausdruck 
jener Gefahren, die mit der Fortbewegung eines Fahrzeugs im Sinne der Straßenverkehr­
sordnung verbunden sind.

Ein Unfall im Straßenverkehr kann nur dort angenommen werden, wo das Unglück Folge  
willentlicher Fortbewegung wenigstens eines Beteiligten ist. Denn „Verkehr“ findet nicht bereits 

eingesetzt werden sollte, hatte den Hund am Tag des Unfalls an der Leine auf dem Privat­
gelände des Gewerbeparks spazieren geführt (Geschwindigkeitsbegrenzung 10 km/h). Als der 
Beklagte sich in seinem Pkw mit überhöhter Geschwindigkeit von mindestens 20 km/h näherte, 
erfasste er den Hund mit seinem Pkw an der linken Vorderpfote.

Zur Überzeugung des Gerichts hat sich die Betriebsgefahr des Pkw verwirklicht. Hinzu komme 
das Verschulden des Fahrers durch die überhöhte Geschwindigkeit. Ein Mitverschulden des 
Hundehalters bzw. seines Angestellten – etwa durch die Verwirklichung der sogenannten Tier­
gefahr – schloss das Gericht vor diesem Hintergrund aus.

Weiter folgte das LG den Ausführungen des Gutachters, der die Verletzungen des Hundes als 
mit dem Autounfall kompatibel bewertete und die Behandlungskosten für angemessen hielt. 
Insbesondere die Physiotherapie sei notwendig gewesen, da der junge Hund sich zum Zeitpunkt 
des Unfalls noch im Wachstum befunden habe. Die Beklagten haften auch für zukünftige  
Verletzungsfolgen, da diese laut Gutachten nicht ausgeschlossen werden können. Das Urteil ist 
rechtskräftig.

QUELLE  |  LG München I, Urteil vom 15.9.2020, 20 O 5615/18, PM 3/21 vom 26.1.2021
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dort statt, wo Gegenstände (mögen sie auch grundsätzlich Fortbewegungszwecken dienen) – 
etwa aufgrund unzureichender Sicherung, äußerer Witterungseinflüsse u.ä. – „von sich aus“ in 
Bewegung geraten; sie „verkehren“ damit noch nicht. Dies ist vielmehr erst der Fall, wenn ihre 
Bewegung von einem entsprechenden menschlichen Fortbewegungswillen getragen wird.

QUELLE  |  AG Dortmund, Beschluss vom 1.9.2020, 723 CS – 268 Js 1007/20 – 276/20

SCHADENERSATZ

Wenn ein Baum auf einen Porsche stürzt
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Hamm hat sich mit der Frage befasst, wann eine Stadt dafür 
haften muss, dass ein Straßenbaum umstürzt und hierdurch ein Fahrzeug beschädigt wird.  |

Der klagende Eigentümer eines Porsche 911 Carrera Cabriolet befuhr im Juni 2016 eine Straße 
in der Ruhrgebietsstadt Essen. An diesem Tag stürzte ein hangabwärts befindlicher Stämmling 
einer mehrstämmigen, ca. 16 m hohen Esche quer über diese Straße, nachdem bereits einige 
Zeit zuvor ein hangaufwärts – der Straße abgewandt – stehender Stämmling dieser Esche  
abgebrochen war. Baumkontrolleure der beklagten Stadt hatten im August 2015 und im April 
2016 jeweils nach einer Sichtprüfung festgestellt, dass der Baum morsch war und Pilzbefall 
hatte. Die Esche sollte deshalb spätestens Ende Januar 2017 gefällt werden.

Der Kläger wirft der Stadt vor, nicht die erforderlichen Maßnahmen getroffen zu haben, um  
Gefahren durch einen Abbruch des Stämmlings zu vermeiden. Deshalb habe dieser auf seinen 
Porsche stürzen und ihn beschädigen können. Die beklagte Stadt sei ihm gegenüber daher ver­
pflichtet, Schadenersatz von mehr als 50.000 Euro zu zahlen (v. a. Reparaturkosten,  
Nutzungsausfallentschädigung). Das LG Essen hatte dem Kläger Schadenersatz von rund 47.500 
Euro zugesprochen. Die Berufung der beklagten Stadt war nur zum Teil erfolgreich.

Das OLG: Zur Abwehr der von Straßenbäumen ausgehenden Gefahren müssten die Maßnahmen 
getroffen werden, die einerseits zum Schutz gegen Astbruch und Umsturz erforderlich seien, 
andererseits unter Berücksichtigung des umfangreichen Baumbestands der Städte und  
Gemeinden diesen auch zumutbar seien. Schon aus ökologischen Gründen sei eine vorsorgliche 
Entfernung sämtlicher Bäume aus der Nähe von Straßen und Gehwegen nicht zu rechtfertigen. 
Gewisse Gefahren, die nicht durch menschliches Handeln entstünden, sondern auf Gegeben­
heiten oder Gewalten der Natur beruhten, müssten als unvermeidbar hingenommen werden. 
Dennoch dürften Anzeichen nicht übersehen werden, die nach der Erfahrung auf eine weitere 
Gefahr durch den Baum hinweisen würden. Vor diesem Hintergrund seien die bloßen Sicht­
kontrollen durch die Baumkontrolleure der beklagten Stadt unzureichend gewesen. Bei den von 
ihnen festgestellten Defektsymptomen und Krankheitsanzeichen des Baums wären weiterge­
hende Untersuchungen unter Zuhilfenahme eines Sondierstabs erforderlich gewesen. Hier­
durch hätte die Ursache für das Abbrechen beider Stämmlinge, nämlich eine fortgeschrittene 
Fäulnisbildung, festgestellt werden müssen, woraufhin die unverzügliche Fällung des Baumes 
innerhalb der nächsten 14 Tage hätte angeordnet werden müssen. Dann wäre es nicht mehr 
dazu gekommen, dass der Stämmling auf den Porsche hätte stürzen können.

Dem Kläger stünde allerdings der Höhe nach nur ein Anspruch auf Schadenersatz von gut 
38.000 Euro zu, weil der vom LG zugesprochene Schadensbetrag wegen der von seinem – zum 
Schadenszeitpunkt im Betrieb befindlichen – Fahrzeug ausgehenden Betriebsgefahr um 20 
Prozent zu mindern sei. Das Urteil ist rechtskräftig.

QUELLE  |  OLG Hamm, Urteil vom 30.10.2020, 11 U 34/20, PM vom 28.1.2021


